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SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
IV Invalidenversicherung
ATSG Bundesgesetz über den Allgemeinen Teil des Sozialversicherungsrechts
RAV Regionale Arbeitsvermittlungszentren

CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des
Etats
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ORP Offices régionaux de placement
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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

In der Herbstsession 2018 behandelte der Ständerat die Revision des Allgemeinen Teils
des Sozialversicherungsrechts (ATSG). Für die SGK-SR erklärte Pirmin Bischof (cvp, SO),
dass es sich dabei um eine «Klammergesetzgebung» handle, deren Regeln mit
Ausnahme der beruflichen Vorsorge für alle Sozialversicherungszweige gelten würden.
Das ATSG sei seit seiner Inkraftsetzung 2003 nicht überarbeitet worden, daher sollten
nun diverse Revisionsanliegen umgesetzt werden. Ohne Gegenantrag trat die kleine
Kammer auf die Vorlage ein. Die SGK-SR hatte sich bei ihren Behandlungen der Vorlage
im Frühling und Sommer 2018 mehrheitlich zufrieden gezeigt und mit deutlichen 10 zu
0 Stimmen (bei 1 Enthaltung) vor allem einen grösseren Änderungsantrag geschaffen:
Die Bundesversammlung sollte nicht die Kompetenz erhalten, internationale
Sozialversicherungsabkommen mit einem einfachen Bundesbeschluss genehmigen zu
können. Kommissionssprecher Bischof erklärte, es spiele eben durchaus eine Rolle, ob
ein Abkommen zum Beispiel mit Deutschland oder mit der Dominikanischen Republik
abgeschlossen werde, da Bestimmungskategorien nicht in allen Staaten gleich beurteilt
werden könnten. Deshalb reiche es für die Beurteilung eines Abkommens nicht aus,
dass eine ähnliche Bestimmung in einem anderen Abkommen bereits existiere.
Gesundheitsminister Berset wies insbesondere darauf hin, dass ein Verzicht auf diese
Kompetenzübertragung nicht den Spielraum des Bundesrates, sondern des Parlaments
einschränken würde. Stillschweigend folgte die kleine Kammer ihrer Kommission. 
Zudem entschied sich der Ständerat, den Versicherten nicht die vollständigen Kosten,
die durch Überwachungen bei einem ungerechtfertigten Leistungsbezug entstanden
sind, aufzuerlegen, sondern diese auf die «angemessenen Mehrkosten» zu
beschränken. Daneben sorgte auch ein Minderheitsantrag Bruderer Wyss (sp, AG) für
Diskussionen; mit diesem sollten die neu geschaffene Kostenpflicht bei den Verfahren
gestrichen und Kosten wie bisher nur bei mutwilligem oder leichtsinnigem Verhalten
einer Partei auferlegt werden. Im IV-Bereich, wo die Kostenpflicht bereits bestehe,
habe diese zu einer stärkeren Belastung der Kantone geführt, erklärte die
Minderheitsführerin dem Rat. So habe die Anzahl «aussichtsloser» Beschwerden nicht
ab-, die Anzahl Gesuche um Gewährung einer unentgeltlichen Prozessführung jedoch
zugenommen. Dennoch folgte der Ständerat dem Mehrheitsantrag auf Zustimmung zum
bundesrätlichen Entwurf mit 29 zu 14 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Ständerat die Revision des ATSG schliesslich ohne Gegenstimme mit 38 Stimmen und 2
Enthaltungen an. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Invalidenversicherung (IV)

Keine Ausgrenzung der Stellensuchenden der IV beim Inländervorrang forderte die
Motion Bruderer Wyss (sp, AG). Ihre Forderung, die Stellenmeldepflicht auch auf die
Stellensuchenden der IV auszudehnen, fand in der SPK-NR mit 19 zu 4 Stimmen
weitgehend Anklang. Eine Minderheit Jauslin (fdp, AG) argumentierte jedoch, dass der
Zugang zu den RAV auch IV-Beziehenden offenstehe und ein weiterer Ausbau der
Bürokratie durch Annahme der Motion daher nicht nötig sei. 
Seine Argumentation führte der Minderheitensprecher im Rahmen der Beratung des
Geschäfts durch den Nationalrat in der Frühjahrssession 2020 weiter aus: Eine
Ausweitung der Stellenmeldepflicht von Problemberufen auf andere Problemfelder wie
die Invalidenversicherung sei «nicht im Sinne der Masseneinwanderungs-Initiative».
Zwar könnten Personen, die bei der IV, nicht aber bei einem RAV angemeldet seien, in
der Tat nicht vom Inländervorrang profitieren, genauso ginge es aber allen anderen
stellensuchenden Personen, die nicht bei einem RAV angemeldet seien. Da die
Regierung diesbezüglich schlanke Massnahmen versprochen habe – was er als
praxisnahe Regelung ohne Zusatzaufwand für die Wirtschaft verstehe –, zog Jauslin
seinen Minderheitsantrag zurück. Stillschweigend nahm der Nationalrat somit die
Motion an. 2

MOTION
DATUM: 03.03.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Im August 2022 publizierte der Bundesrat den Bericht in Erfüllung der Motion Bruderer
Wyss (sp, AG) gegen Ausgrenzung der Stellensuchenden der IV beim Inländervorrang.
Die Motion stellte insofern eine Herausforderung dar, als der Zugang zum
Informationsvorsprung durch die Stellenmeldepflicht «in die bestehenden Prozesse der
IV und der Öffentlichen Arbeitsvermittlung (öAV) eingebettet» werden musste. Zur
Erfüllung der Motion seien zuerst grundlegende Fragen geklärt und anschliessend zwei
Massnahmen erarbeitet worden, erläuterte der Bundesrat im Bericht. So sei eine
Situationsanalyse der Interinstitutionellen Zusammenarbeit (IIZ) vorgenommen und die
Vermittlungstätigkeiten für IV-Stellensuchende untersucht worden. Aufgrund dieser
Analysen entschied die Regierung, den Zugang der Stellensuchenden der IV zu
erleichtern, indem vermittlungsfähige, von der IV betreute Personen erleichtert ein
Login zur Stellenplattform erstellen und somit den Informationsvorsprung durch die
Stellenmeldepflicht nutzen können. Zudem sollen mit Zustimmung der Betroffenen
auch die IV-Beratenden Zugang zum Informationsvorsprung erhalten. 3

BERICHT
DATUM: 24.08.2022
ANJA HEIDELBERGER

Zur Erfüllung der Motion von Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) gegen Ausgrenzung der
Stellensuchenden der IV beim Inländervorrang hatte der Bundesrat den Zugang der
Stellensuchenden der IV zur Stellenplattform durch eine einfachere Erstellung eines
Logins zu erleichtern versucht. Zudem sollten mit Zustimmung der Betroffenen auch
die IV-Beratenden Zugang zum Informationsvorsprung erhalten. Damit erachtete der
Bundesrat die Motion als erfüllt und beantragte ihre Abschreibung. Stillschweigend
stimmten National- und Ständerat diesem Antrag in der Sommersession 2023 zu. 4

MOTION
DATUM: 12.06.2023
ANJA HEIDELBERGER

1) AB NR, 2018, S. 666 ff.; Medienmitteilung SGK-SR vom 23.3.18; Medienmitteilung SGK-SR vom 29.6.18
2) AB NR, 2020, S. 48 f.; Bericht SPK-NR vom 7.11.19
3) Bericht in Erfüllung der Motion vom 24.8.22
4) BBl 2023 870 (S. 49)
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